
Zusammenfassung 

Die Palästinensische Autonomiebehörde (PA) gewährt Palästinensern, die eine Haftstrafe in einem 
israelischen Gefängnis (oder im Ausland) verbüßen, eine weitreichende finanzielle Unterstützung und 
andere Privilegien, sofern ihre Haft in Zusammenhang mit dem „Kampf gegen die israelische Besatzung“ 
bzw. Terrorismus steht. Auch die Hinterbliebenen von Attentätern, sogenannte „Märtyrerfamilien“, 
erhalten lebenslange monatliche Zuwendungen. Im Jahr 2017 betrugen diese €291,6 Mio. Diese Praxis 
steht einer verhandelten Zweistaatenlösung entgegen und leistet Gewalt und Terrorismus Vorschub. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass auch deutsche und europäische Hilfsgelder an die PA für diese 
Zwecke genutzt werden.

Empfehlungen
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• Deutschland und die EU müssen die gegenwärtige Praxis der Gefangenen- und Märtyrerzahlungen
der PA auf internationaler Ebene verurteilen und auf deren Beendigung hinwirken. Es darf keine Politik 
gefördert werden, die einer verhandelten Zweistaatenlösung zuwiderläuft und Gewalt und Terrorismus 
Vorschub leistet.

• Deutschland und die EU-Mitgliedstaaten müssen sich in bi- und multilateralen Gremien (Deutsch-Pa-
lästinensischer Lenkungsausschuss, EEAS, European Union Representation in Palestine (EUREP), 
Euro-Mediterranean Partnership, EU Joint Programming, Nahost-Quartett) dafür einsetzen, dass die 
PA ihre Zahlungen an Gefangene und Märtyrerfamilien einstellt.

• Ist die PA nicht bereit die Zuwendungen an Gefangene und die Hinterbliebenen von Attentätern ein-
zustellen, müssen Deutschland und die EU Sanktionen androhen und ggf. Gelder der Entwicklungszu-
sammenarbeit kürzen oder einfrieren.

• Die europäische Entwicklungszusammenarbeit (insbesondere das PEGASE–DFS–CSP Programm) 
muss an demokratische und friedenssichernde Auflagen gebunden werden. Für die Zusammenarbeit 
mit der PA müssen die gleichen Kriterien (Do-No-Harm) gelten, wie sie für andere Projekte und Institu-
tionen zum Tragen kommen.

• Das Monitoring und die Kontrollmechanismen des PEGASE–DFS–CSP Programm müssen ver-
schärft und zudem an konkrete Bedingungen und Resultate geknüpft werden.

• Zahlungsempfänger des PEGASE–DFS–CSP Programms müssen besser überprüft werden.
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Überblick
Die Palästinensische Autonomiebehör-
de (PA) gewährt Palästinensern, die eine 
Haftstrafe in einem israelischen Gefängnis 
(oder im Ausland) verbüßen, weitreichen-
de finanzielle Unterstützung und andere 
Privilegien, sofern ihre Haft in Zusammen-
hang mit dem „Kampf gegen die israelische 
Besatzung“ bzw. Terrorismus steht. Diese 
Zuwendungen beruhen auf einem System 
einmaliger sowie regelmäßiger Zahlungen. 
Regelmäßige Gehälter werden nach Ver-
büßen einer längeren Haftstrafe (ab 5 Jah-
ren) auch nach der Entlassung fortgesetzt 
bzw. in Form einer Beschäftigung in der PA 
zugesichert.1 

Des Weiteren erhalten Familien von At-
tentätern, die bei Anschlägen umkamen 
bzw. Familien von Personen, die durch is-
raelische Sicherheitskräfte getötet wurden 
(sogenannte „Märtyrer“), lebenslange mo-
natliche Zuwendungen aus einem Fonds 
für „Märtyrer und Verwundete“.2 

Im Jahr 2017 belief sich die Gesamtsum-
me, die die PA an o.g. Personengruppen 
zahlte, auf €291.6 Mio.3 

Die Praxis der Gefangenen- und Märtyrer-
renten ist ein signifikantes Hindernis für 
Friedensverhandlungen mit Israel und die 
Verwirklichung einer Zweistaatenlösung. 
Die PA honoriert durch dieses Privilegien-
system Gewalt und Terror und befördert 
Militanz in der palästinensischen Gesell-
schaft.

Die PA-Politik widerspricht wesentlichen 
Prinzipien, die von der EU, dem Nah-
ost-Quartett und der Bundesrepublik 
Deutschland als Grundlage für Friedens-
verhandlungen zwischen Palästinensern 
und Israelis bzw. für eine Zweistaatenlö-
sung angesehen werden: Die PA muss 
deswegen aufgefordert werden, jenes Pri-
vilegiensystem abzuschaffen und aktiv ge-
gen den Terrorismus vorzugehen.

Vor diesem Hintergrund müssen die Bun-
desrepublik Deutschland und die Europäi-
sche Union ihre bisherige Politik gegenüber 
der PA überprüfen und strengere Bedin-
gungen an die Entwicklungszusammenar-
beit anlegen.

Im Jahr 2017 subventionierte Deutschland 
palästinensische Projekte und Einrichtun-

gen mit insgesamt €161 Mio. Davon erhielt 
allein die Palästinensische Autonomiebe-
hörde etwa €53 Mio. für Maßnahmen der 
bilateralen staatlichen Entwicklungszusam-
menarbeit.4 

Die Europäische Union gewährt der PA im 
Rahmen des European Neighbourhood In-
strument (ENI) Programms jährlich etwa 
€300 Mio.5  Eine Hauptkomponente des 
ENI Programms ist der PEGASE* Mecha-
nismus,  dessen Gelder der PA für Maß-
nahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
bereitgestellt werden.6  Durch das PEGA-
SE–DFS-CSP** Programm finanziert die 
EU schließlich die Gehälter und Renten 
von Beschäftigten der PA. Problematisch 
ist dabei, dass jene Gelder möglicherweise 
die Praxis der Beschäftigung ehemaliger 
Gefangener  – mit terroristischer Vergan-
genheit – stützt. Es ist also nicht auszu-
schließen, dass die EU dadurch indirekt die 
Fonds für Gefangene und sog. Märtyrerfa-
milien subventioniert. Das PEGASE–DFS–
CSP Programm ist die größte finanzielle 
Komponente der europäischen Entwick-
lungszusammenarbeit mit der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde. In den Jahren 
2014-2017 entfielen €452 Mio. allein auf 
die Zahlungen von Gehältern und Renten 
der PA-Beschäftigten. Die Hilfsgelder des 
Programms unterliegen allerdings keinen 
friedenssichernden und nachhaltigen Kon-
ditionen.7 
*PEGASE: Mécanisme Palestino-Européen de Ge-
stion de l‘Aide Socio-Economique

**DFS: Direct Financial Support / CSP: Civil Servants 
and Pensioners

Hintergrund
Die von der PA getätigten Zahlungen an 
Gefangene und Entlassene sowie die Fa-
milien von „Märtyrern“ und Verwundete sind 
Teil der offiziellen PA-Politik und im Grund-
gesetz von 2003 fixiert.8  Die Ansprüche der 
Gefangenen und Märtyrer wurden in weite-
ren Gesetzen, insbesondere GESETZ NR. 
14 (von 2004)9  „zur Unterstützung für Ge-
fangene in israelischen Gefängnissen“ und 
GESETZESDEKRET NR. 1 (von 2013) zu 
„Gefangenen und Entlassenen“ ausführlich 
festgeschrieben.10  

Die Gesetze besitzen gleichsam ideo-
logischen Gehalt. So betrachtet die PA 
die Zahlungen als „Stärkung der Stand-
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haftigkeit der Gefangenen und ihrer Fami-
lien“, die ihr als „kämpfender Sektor und  
integraler Bestandteil der arabisch-pa-
lästinensischen Gesellschaft“ gelten.11

Dadurch wird eine militante Grundeinstel-
lung, die auch terroristische Attentate ein-
schließt, in der Gesellschaft gefördert. Ge-
meinhin bezeichnet man Gefangene, die 
aufgrund ihres Kampfes gegen Israel eine 
Haftstrafe verbüßen, als „Kriegsgefange-
ne“ – auf Arabisch „āsīr“, im Gegensatz zu 
„sadjīn“, einem (normalen) Gefangenen. 
Die oben genannten Gesetze gelten aus-
drücklich nur für die erste Gruppe.12 

Neben den monatlichen Zahlungen ver-
spricht die PA entlassenen Häftlingen bei 
einer Verurteilung zu mindestens fünf Jah-
ren einen Arbeitsplatz in einer Position ent-
sprechend der Dauer ihrer Haft, nach Mög-
lichkeit im staatlichen Sektor. Die Jahre im 
Gefängnis werden dabei als Dienstzeit be-
trachtet. Dementsprechend werden entlas-
sene Personen nach fünf Jahren Haft als 
Abteilungsleiter und nach 25 bzw. 30 Jah-
ren Haft als stellvertretender Minister bzw. 
Minister bei der PA geführt.13  Die in den 
Gesetzen ausgeführten Verfügungen er-
strecken sich ebenfalls auf „Mitglieder von 
PLO-Organisationen“ im Ausland, sofern 
diese infolge ihrer Teilnahme am „Kampf 
für die Unabhängigkeit und Befreiung Pa-
lästinas“ durch ausländische Sicherheits-
behörden verhaftet werden.14  Es gilt zu 
prüfen, ob und inwieweit in Deutschland 
lebende Personen solche Zahlungen er-
halten.

In seiner Rede vor dem Zentralrat der Pa-
lästinensischen Befreiungsorganisation 
(PLO) am 14. Januar 2018 betonte der pa-
lästinensische Präsident Mahmud Abbas 
die besondere Stellung der Gefangenen 
und „Märtyrer“: Unter keinen Umständen 
werde man zulassen, dass ihnen Schaden 
zugefügt werde. „Sie sind unsere Kinder, 
unsere Familie. Wir sind stolz auf sie und 
wir werden ihnen etwas zahlen, bevor wir 
den Lebenden etwas zahlen“ (nadfa‘ lahum 
qabla āl-āḥȳā‘).15 

Den zentralen Stellenwert, den die PA den 
Gefangenen und Entlassenen (ca. 10.000 
Personen) sowie den Familien von „Märty-
rern“ und Verwundeten (ca. 35.000 Famili-
en)16  beimisst (€291.6 Mio.), verdeutlicht 
ein Vergleich mit den Ausgaben für in Armut 

lebende Palästinenser durch das Ministe-
rium für soziale Angelegenheiten. Dieses 
alimentierte im Haushaltsjahr 2017 etwa 
118.000 bedürftige Familien und erhielt ein 
Budget von lediglich €176.6 Mio. Die mo-
natlichen Zahlungen an Bedürftige beliefen 
sich auf €174–€424.17  Die Gehälter für Ge-
fangene und Entlassene liegen demgegen-
über bei €329–€2.823 pro Monat.18 

Allokation der Gelder
Der Jahreshaushalt der PA wird am Ende 
eines Haushaltsjahres im sog. Budget 
Buch (qānūn āl-muwāzanah) vom palästi-
nensischen Ministerium für Finanzen und 
Planung veröffentlicht, darunter auch die 
aufgewendeten Summen für die Stiftung 
der „Gefangenen und Entlassenen“ sowie 
für die Stiftung der „Märtyrerfamilien und 
Verwundeten“.19 

Der Fonds 4402 „Schutz und Fürsorge 
für Märtyrerfamilien und Verwundete“
Aus den Mitteln des Fonds 4402 werden 
die Familien von getöteten Attentätern und 
bei Auseinandersetzungen mit israelischen 
Sicherheitskräften verwundete Palästinen-
ser finanziert. Die Stiftung „Schutz, Fürsor-
ge und Stärkung der Märtyrerfamilien und 
Verwundeten inner- und außerhalb des 
Vaterlandes“ war zunächst dem Ministeri-
um für soziale Angelegenheiten unterstellt. 
Auf Anordnung Mahmud Abbas‘ wurde sie 
2005 administrativ ausgegliedert und fun-
giert seither als separater Fonds, der der 
PLO untersteht.20  Trotz deren Auslagerung 
wird die Stiftung aber weiterhin von der PA 
finanziert, wie es die Budget Bücher aus-
weisen.

Die für den Fonds 4402 aufgewendete 
Summe betrug 2017 insgesamt €161.7 
Mio. bzw. ₪687.1 Mio. Schekel (siehe 
Abb.1).

Abb.121: „Schutz, Fürsorge und Stärkung der Märtyrerfami-
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lien und Verwundeten inner- und außerhalb des Vaterlan-
des, Betriebskosten und Kapitalaufwand 2017.“  Tabelle aus: 
Palästinensisches Ministerium der Finanzen und Planung. 
Generaldirektorat des Haushalts. Budget Buch 2017. S. 
623, unter: http://www.pmof.ps/documents/10192/966180/
BUDGET +BOOK+2017.pdf/18c7184c-1a00-48aa-9a48-
7591f331cf28. Der Fonds wird als als Unterposition der Zif-
fer 44 „Institut der Fürsorge für Märtyrerfamilien“ im Haus-
halt der PA geführt.

Es gehört zu den Aufgaben der Stiftung, 
den Hinterbliebenen von Attentätern – 
„ohne Unterschied“ – lebenslange monatli-
che finanzielle Zuwendungen zu gewähren. 
Diese bemessen sich nach verschiedenen 
Kriterien.22  Laut palästinensischen Medi-
enberichten zahlt die Stiftung außerdem 
eine einmalige Sondervergütung (ṣarf ma-
kramah) von €1.414 an die Hinterbliebe-
nen unmittelbar nach dem Tod eines Ange-
hörigen.23 

Abbildung 2 zeigt die seit 2009 gültige Auf-
schlüsselung der monatlichen Zahlungen 
an Familien von „Märtyrern“ durch die Stif-
tung nach Familienstatus.24 

Abb.2: Aufschlüsselung der PLO Zahlungen, in: AMAN – 
Transparency Palestine: Reihenbericht 31 (2010) über die 
„Stiftung für die Fürsorge von Märtyrerfamilien und Verwun-
deten“. S.16. Vgl. das arabische Original, in Anhang 2.

Neben finanziellen Leistungen an Hinter-
bliebene und Verwundete stellt der Fonds 
Aus- und Weiterbildungskurse sowie medi-
zinische und psychologische Betreuung für 

berechtigte Personen bereit.25 

Die direkte Finanzierung der „Stiftung für 
Märtyrerfamilien und Verwundete“ durch 
die PA ist der Bundesregierung spätestens 
seit September 2016 bekannt.26

Der Fonds 4903 „Schutz und Fürsorge 
für Gefangene und Entlassene“

Der Fonds 4903 dient der Zahlung monatli-
cher Gehälter an Gefangene sowie an ent-
lassene Palästinenser, die eine Haftstrafe 
von mindestens fünf Jahren verbüßt ha-
ben. Auch dieser Fonds stellt neben finan-
zieller Unterstützung umfangreiche Sozial-
leistungen zur Verfügung.

Noch bis 2014 war die Stiftung direkt dem 
Ministerium für Gefangene unterstellt.27  
Nach internationaler Kritik an der PA, insbe-
sondere aus den USA, Norwegen und den 
Niederlanden – wegen Unterstützung des 
Terrorismus –, schuf die PA eine Kommis-
sion für Gefangene. Diese untersteht for-
mal dem Palästinensischen Nationalfonds 
(PNF), der der PLO angehört. Viele Ge-
berländer argumentierten fortan, dass kein 
Handlungsbedarf bzw. keine Handlungs-
möglichkeiten mehr bestünden, da sie den 
PNF selbst nicht finanziell unterstützten. 
Tatsächlich erfolgt die Finanzierung jedoch 
weiterhin durch die PA, die das Budget 
des einstigen Ministeriums für Gefangene 
seit 2015 an den PNF bzw. die PLO-Kom-
mission für Gefangene transferiert.28  Per 
Gesetz veranlasste Mahmud Abbas im Mai 
2014 eine Übertragung der exakt gleichen 
Kompetenzen sowie des Budgets des Mi-
nisteriums für Gefangene an die neuge-
schaffene PLO-Kommission.29  Schließlich 
wurde der einstige Minister für Gefangene 
Issa Qaraqe per Präsidialdekret zum Vor-
sitzenden der PLO-Kommission im Minis-
terrang bestimmt.30 

Das Budget des Fonds 4903 betrug 2017 
insgesamt €130 Mio. bzw. ₪552.4 Mio. 
Schekel (siehe Abb.3).
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Abb.3: Programm: „Schutz und Fürsorge für Gefangene 
und ihre Familien und Unterstützung und Ausbildung von 
entlassenen Gefangenen, Betriebskosten und Kapitalauf-
wand 2017“. Tabelle aus: Palästinensisches Ministerium 
der Finanzen und Planung. Generaldirektorat des Haus-
halts. Budget Buch 2017. S. 658. Der o.g. Fonds trägt die 
Kennziffer 4903 und wird als Unterposition der Ziffer 49 
„Palästinensischer Nationalfonds“ (āl- ṣundūq āl-qaūmī 
āl-filasṭīnī) im Haushalt der PA geführt.

Die Höhe der Zahlungen bemisst sich nach 
verschiedenen Kriterien: Ausschlaggebend 
sind dabei 1) die Dauer der Haft 2) die Mit-
gliedschaft einer Person in einer palästi-
nensichen politischen Organisation und, in-
sofern gegeben, der militärische Rang bzw. 
die Position innerhalb der Organisation 3) 
der Familienstand sowie 4) die Herkunft. 
Es existieren Zuschläge für Personen aus 
Israel bzw. Ostjerusalem. Insofern variie-
ren die monatlichen Zahlungen an einen 
Gefangenen.

Im Folgenden eine Übersicht (Abb.4) zu-
grunde liegender Bewertungskriterien für 
die Zahlungen an Gefangene:

Abb.4: Bewertungskriterien für die Zahlungen monatlicher 
Gehälter an Gefangene. Vgl. Regierungsentscheid Nr. 23 
(2010), in: Büro für Rechtsauskunft und Gesetzgebung 
(dīwān āl-fatwā wa āsh-sharīa‘): Palästinensische Chronik 
(al-waqāiya‘ al-filasṭīnīya), Vol. 90, 30.03.2011. S. 106. Für 
das arabische Original vgl. Anhang 3.

Zur Veranschaulichung: Ein palästinensi-
scher Gefangener aus Ostjerusalem, ver-
heiratet, mit zwei Kindern, der zu einer 
Haftstrafe von 15-20 Jahren verurteilt wird, 
erhielte demnach monatliche Zahlungen 
von €1.812. Hinzu käme ein Entlassungs-
geld von €1.882.

Zur Einordnung: Das durchschnittliche Ein-
kommen eines Palästinensers im Westjor-
danland betrug Ende 2017 etwa €683 mo-
natlich.31 

In der folgenden Grafik (Abb.5) wird die 
Entwicklung der Zahlungen an Gefangene 
bzw. Entlassene sowie an die Hinterbliebe-
nen von Attentätern und Verwundete für die 
Jahre 2014-2017 dargestellt:

Abb.5: Vgl. Palästinensisches Ministerium der Finanzen 
und Planung. Generaldirektorat des Haushalts: Budget 
Buch 2017. S. 12, 18, 623, 658; Budget Buch 2016. S. 12, 
18, 731, 760; Budget Buch 2015. S. 1, 8, 9f. 13; Budget 
Buch 2014. S. 10, 16, 104f., 488f, 504.

Die Übersicht zeigt, dass der prozentua-
le Anteil am Haushalt, den die PA für o.g. 
Personen veranschlagt, relativ konstant bei 
etwa 7% liegt. Die aufgewendete Gesamt-
summe stieg im untersuchten Zeitraum 
kontinuierlich um etwa €10 Mio. pro Jahr.

Die Gesamtsumme für Gefangene, Ent-
lassene und „Märtyrerfamilien“ im Budget 
der PA von €291.6 Mio entspricht ver-
gleichsweise dem Betrag, den die Euro-
päische Union der PA im Rahmen des 
European Neighborhood Instrument (ENI) 
Programms 2015 hat zukommen lassen – 
insgesamt €291.1 Mio.32
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Europäische und deutsche 
Entwicklungszusammen-
arbeit in den palästinensi-
schen Gebieten
Die palästinensischen Gebiete sind nach 
Syrien, dem Jemen und Irak, der viertgröß-
te Empfänger von Hilfsgeldern weltweit.33

Die Bundesrepublik Deutschland finanziert 
verschiedene Programme in den palästi-
nensischen Gebieten, die einer wirtschaftli-
chen Stabilisierung, der Förderung von Bil-
dung, einer Stärkung zivilgesellschaftlicher 
und rechtsstaatlicher Strukturen und der 
Regierungsführung dienen. Die Maßnah-
men sollen darüber hinaus einen Beitrag 
zur Stabilität in der Region und zum Aufbau 
eines palästinensischen Staates als Resul-
tat eines friedlichen Verhandlungsergeb-
nisses mit Israel leisten. Die Maßnahmen 
werden vorwiegend durch das Auswärtige 
Amt (AA) sowie das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) koordiniert. Darüber hin-
aus besteht der Deutsch-Palästinensische 
Lenkungsausschuss, in dem das Außen-, 
Innen-, Wirtschafts-, Entwicklungs- und 
Bildungsministerium vertreten sind.34  Die 
Leistungen der Bundesrepublik für Pro-
gramme in den palästinensischen Gebie-
ten beliefen sich 2016 auf etwa €154 Mio. 
und im Jahr 2017 auf €161 Mio. Von dieser 
Gesamtsumme erhielt die Palästinensi-
sche Autonomiebehörde jeweils €85,7 Mio. 
(2016) bzw. €53 Mio. (2017) für Maßnah-
men der bilateralen staatlichen Entwick-
lungszusammenarbeit.35 

Neben bilateralen Programmen unterstützt 
die Bundesregierung die PA auch auf mul-
tilateral-europäischer Ebene. Hier sind das 
Instrument contributing to Stability and Pe-
ace (IcSP) und das European Neighbour-
hood Instrument (ENI) Programm der EU 
als Hauptinstrument palästinensisch-euro-
päischer Entwicklungszusammenarbeit zu 
nennen. Das Budget des IcSP betrug im 
Zeitraum 2012-2018 €30,2 Mio. Die BRD ist 
im Rahmen ihres Beitrags zum EU-Haus-
halt mit etwa 20% am IcSP beteiligt.36

Im Rahmen des ENI Programms stellt die 
Europäische Union des Weiteren jährlich 
etwa €300 Mio. für Projekte der europä-
isch-palästinensischen Entwicklungszu-

sammenarbeit bereit.37 Mithilfe des ENI 
werden einerseits Zahlungen an das paläs-
tinensische Flüchtlingshilfswerk UNRWA 
und andererseits über den PEGASE Mecha-
nismus Zahlungen an Projekte in den pa-
lästinensischen Gebieten geleistet.38 Durch 
das PEGASE–DFS–CSP Programm kofi-
nanziert die EU die Gehälter von 88% der 
PA-Beschäftigten.39  Das CSP Programm ist 
die größte finanzielle Komponente der eu-
ropäischen Entwicklungszusammenarbeit 
mit der Palästinensischen Autonomiebehör-
de. In den Jahren 2014-2017 entfielen etwa 
€452 Mio. auf die Zahlungen von Gehältern 
und Renten von PA-Beschäftigten.40  Für 
den Zeitraum 2018-2020 sind weitere €255 
Mio. veranschlagt.41 Das PEGASE–DFS–
CSP Programm unterliegt allerdings keinen 
Bedingungen, d.h. es ist nicht an konkrete 
Konzepte (z.B. Do-No-Harm) und nachhal-
tige Erfolge geknüpft. Das Programm wird 
von den meisten EU-Mitgliedstaaten als 
„essentially political in nature“ gewertet. Et-
waige Konditionalitäten werden als hinder-
lich für eine Zweistaatenlösung erachtet. 
Aufgrund nicht nachweisbarer Resultate 
und der fehlenden humanitären Dimensi-
on des CSP Programms stellten Dänemark 
und Spanien ihre Bonuszahlungen an das 
PEGASE–DFS–CSP Programm bereits 
ein und leiteten sie in andere Maßnahmen 
um.42

Zwar tätigt Deutschland keine Sonderzah-
lungen an das CSP Programm, ist aber im 
Rahmen seines Beitrags zum EU-Haushalt, 
der etwa 20% entspricht, mittelbar an der 
Finanzierung von Gehältern und Renten 
von PA-Beschäftigten beteiligt. Für den 
Zeitraum 2014-2017 zahlte die BRD somit 
ca. €90,4 Mio. in das CSP Programm ein.

Das CSP Programm ist aus mehreren 
Gründen problematisch und dessen Gel-
der keineswegs vor Zweckentfremdung 
geschützt: Bereits 2013 bemerkte der Eu-
ropäische Rechnungshof, dass durch die 
PEGASE–DFS–CSP Komponente Mittel 
im Haushalt der PA freigesetzt würden, mit 
denen Personal finanziert werde, „welches 
nicht empfangsberechtigt für PEGASE DFS 
[Zahlungen] ist“.43 Zudem werden Zah-
lungsempfänger zwar im Voraus überprüft, 
jedoch sind die Kontrollen unzureichend. 
Der Abgleich mit internationalen Sanktions-
listen sowie eine Identitätsüberprüfung an-
hand von Medienberichten verhindern
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Fazit
Die Gewährung sozialer Privilegien sowie horrender finanzieller Zuwendungen an At-
tentäter, deren Familien und Personen, die die israelischen Sicherheitskräfte konfron-
tieren bzw. Anschläge auf israelische Ziele ziviler und nicht-ziviler Art durchführen, er-
schwert eine friedliche Regelung des israelisch-palästinensischen Konflikts im Sinne 
einer verhandelten Zweistaatenlösung.

Vielmehr destabilisiert die fortgesetzte Politik der Gefangenen- und Märtyrerrenten die 
Region – Israel und palästinensische Gebiete. Sie honoriert Gewalt und Terrorismus und 
fördert Militanz in der palästinensischen Gesellschaft.

Neben einer Ideologisierung des Konfliktes u.a. im palästinensischen Bildungssystem46 

schafft die PA durch ihr Privilegiensystem – in Anbetracht einer prekären wirtschaftlichen 
Lage im Gazastreifen und im Westjordanland – weitere Anreize für Palästinenser, gewalt-
tätig zu agieren. Vergleicht man die aufgewendete Summe für die o.g. Personengruppen 
von €291,6 Mio. gegenüber den Zuwendungen für Bedürftige von lediglich €176,6 Mio., 
stellen die Zahlungen zudem eine erhebliche Diskriminierung all jener dar, die von Ge-
walt gegen Israelis absehen.48 

Diese qua Gesetz festgeschriebene Praxis der PA sollte gemäß geltender Prinzipien der 
deutschen und europäischen Entwicklungszusammenarbeit und vor allem im Sinne ei-
nes friedlichen Ausgleichs zwischen Israelis und Palästinensern auf internationaler Ebe-
ne verurteilt und unterbunden werden.
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nicht, dass Personen mit einer terroristi-
schen Vergangenheit unerkannt bleiben 
bzw. Familienangehörige, z.B. Hinterblie-
bene von Attentätern, auf den Gehaltslisten 
der PA erscheinen.44

Schließlich steht das CSP Programm im Wi-
derspruch zu generellen Prinzipien der Ent-
wicklungszusammenarbeit: Die offiziellen 
Leitlinien der deutschen und europäischen 
Entwicklungspolitik sind u.a. die Sicherung 
von Frieden, die Stärkung demokratischer 
Strukturen und der Schutz von Menschen-
rechten. Anvisiertes Ziel ist eine Regelung 
des palästinensisch-israelischen Konflikts 
im Sinne einer verhandelten Zweistaaten-
lösung. Die Entwicklungszusammenarbeit 

verfolgt zudem das Do-No-Harm-Prinzip, 
d.h. dass durch europäisches oder deut-
sches Engagement Konflikte, Fragilität 
und Gewalt nicht verschärft werden sollen. 
Auch die Projektpartner sind angehalten, 
keine Gewalt anzuwenden oder zu beför-
dern und von jeder Art des Incitement und 
Hate Speech abzusehen.45 In diesem Zu-
sammenhang forderten die Bundesregie-
rung und das Nahost-Quartett die Palästi-
nensische Autonomiebehörde bereits 2016 
explizit dazu auf, Anstachelung zu Gewalt 
zu unterlassen und ihre Bemühungen im 
Kampf gegen den Terrorismus zu intensi-
vieren.46  Ungeachtet dessen erhält die PA 
die Praxis der Gefangenen- und sog. Mär-
tyrerrenten aufrecht. 
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Anhang
Anhang 1: Tabelle zur Einstufung ehemaliger Gefangener nach Haftdauer in 
Rangstufen bzw. Besoldungsgruppen ziviler und militärischer Art

Regierungsentscheid Nr.15 (2013): Zur Regelung der Sicherstellung von Arbeitsstellen für entlassene Ge-
fangene. S. 43-51. S. 51, in: Büro für Rechtsauskunft und Gesetzgebung (dīwān āl-fatwā wa āsh-sharīa‘): 
Palästinensische Chronik (al-waqāiya‘ al-filasṭīnīya), Vol. 103, 8. Dezember 2013, unter: http://info.wafa.ps/
pdf/Proceedings_of_the_103.pdf.

Anhang 2: Aufschlüsselung der Zahlungen an Familien von „Märtyrern“ durch die 
PLO nach Familienstatus (gültig seit 01.01.2009)

AMAN – Transparency Palestine: Reihenbericht 31 (2010) über die „Stiftung für die Fürsorge von Märtyrer-
familien und Verwundeten“. S.16, unter: https://www.aman-palestine.org/data/itemfiles/b3dd98a029db76be-
614d1a64dd10604e.pdf
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Anhang 3:  Bewertungskriterien für die Höhe monatlicher     
  Zahlungen an Gefangene

Regierungsentscheid Nr. 23 (2010) abgedruckt in: Büro für Rechtsauskunft und Gesetzgebung (dīwān 
āl-fatwā wa āsh-sharīa‘): Palästinensische Chronik (al-waqāiya‘ al-filasṭīnīya), Vol. 90, 30.03.2011. S. 106, 
unter: http://info.wafa.ps/pdf/fact_90.pdf.
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fallen in der Regel höher aus. Vgl. unter: https://ec.europa.eu/neighbourhood-nlargement/sites/near/files/a 
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20 Vgl. AMAN – Transparency Palestine: Reihenbericht 31 (2010) über die „Stiftung für die Fürsorge von 
Märtyrerfamilien und Verwundeten“. S. 2-4, unter: https://www.aman-palestine.org/data/itemfiles/ b3d-
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zukommen, unabhängig ihrer politischen Zugehörigkeit, darunter auch Mitgliedern der u.a. in Europa und 
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